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Verfügungsrecht der Belasteten 

§ 75. (1) Durch die Rechte nach §§ 51 bis 70 werden die Belasteten in der freien Verfügung über 
ihre Liegenschaft, Objekte oder der in Anspruch genommenen Anlagen, Leitungen, sonstigen 
Einrichtungen oder physischen Infrastrukturen (zB Veränderung, Verbauung, Einbauten oder andere 
Maßnahmen) nicht behindert. Erfordert eine solche Verfügung die Entfernung oder Änderung einer 
Anlage des Berechtigten oder kann eine solche dadurch beschädigt werden, so hat der Belastete den 
Berechtigten in angemessener Frist vor Beginn der Arbeiten hiervon zu verständigen (Anzeige). Der 
Berechtigte hat rechtzeitig die erforderlichen Vorkehrungen, gegebenenfalls auch die Entfernung oder 
Verlegung seiner Anlage auf eigene Kosten durchzuführen. Der Berechtigte kann dem Belasteten einen 
Alternativvorschlag unterbreiten. Die Beteiligten haben auf eine einvernehmliche kostengünstige Lösung 
hinzuwirken. 

(2) Wurde die Anzeige gemäß Abs. 1 durch Verschulden des Anzeigepflichtigen nicht rechtzeitig 
erstattet und der Bestand oder Betrieb der Anlage durch die Maßnahmen des Anzeigepflichtigen 
geschädigt, so ist dieser zum Schadenersatz verpflichtet. Der Belastete ist ferner zum Schadenersatz 
verpflichtet, wenn er vorsätzlich durch eine unrichtige Anzeige die Entfernung oder Verlegung einer 
Anlage herbeigeführt hat oder wenn der Berechtigte binnen zweier Wochen nach Empfang der Anzeige 
eine andere Ausführung der beabsichtigten Veränderung, bei der die Anlage ohne Beeinträchtigung des 
angestrebten Zweckes hätte unverändert bleiben können, unter Anbot der Übernahme allfälliger 
Mehrkosten, die dem Belasteten erwachsen wären, vorgeschlagen hat und der Belastete darauf ohne 
triftigen Grund nicht eingegangen ist. Zur Entscheidung über derartige Ersatzansprüche sind die 
ordentlichen Gerichte zuständig. 

(3) Kommt zwischen dem Belasteten und dem Berechtigten eine Einigung über eine wegen einer 
Verfügung gemäß Abs. 1 erforderliche Beendigung von Rechten nach §§ 51 bis 70, eine dadurch 
verursachte Abänderung einer Anlage oder die damit verbundenen Rechtsfolgen binnen einer Frist von 
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vier Wochen ab Einlangen der Verständigung gemäß Abs. 1 nicht zustande, so kann jeder der Beteiligten 
die Entscheidung der Regulierungsbehörde beantragen. 

(4) Sollte der Eigentümer oder Bewirtschafter einer landwirtschaftlich genutzten Liegenschaft 
verpflichtet sein, Meldungen an Behörden oder Förderstellen zu erstatten, hat er dem 
Leitungsberechtigten spätestens bei Abschluss der Vereinbarung oder, im Falle eines Verfahrens vor der 
Regulierungsbehörde, unmittelbar nach Zustellung der Entscheidung der Regulierungsbehörde, 
mitzuteilen, welche Informationen er hierzu benötigt. Der Leitungsberechtigte hat diese Informationen, 
soweit sie seinem Wirkungsbereich unterliegen, vor Beginn der Arbeiten, mit Ausnahme von Gefahr im 
Verzug, dem Eigentümer oder Bewirtschafter der belasteten Liegenschaft zur Verfügung zu stellen. 
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